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«Eigentlich sind wir sehr attrak-
tiv für Frauen»: FDP-National-
rätin Susanne Vincenz-Stauffa-
cher. (Buchs, SG, 30. März 2023)

LadinaTriaca

Die Ratlosigkeit ist Susanne Vin-
cenz-Stauffacher immer noch an-
zuhören: «Ich habe mich gefragt,
bin ich zu wenig nett, zu wenig
lieb, zu wenig einfühlsam?» Die
FDP-Nationalrätin setzt sich seit
Jahren für Frauenanliegen ein.
Trotzdem erhielt sie bei den
St. Galler Ständeratswahlen ge-
mäss einer Umfrage deutlich
weniger Frauenstimmen als ihre
Konkurrentinnen von der SVP,
Esther Friedli, und der SP, Bar-
bara Gysi. Warum nur?

Für die Politologin, die die Um-
frage durchführte, war die Erklä-
rung schnell gefunden: Nicht Vin-
cenz-Stauffacher war das Pro-
blem, sondern ihre Partei. Die
FDP sei ja bekannt als «Boy-Club».

Tatsächlich ist die FDP eine
Männerpartei. Sie wird deutlich
öfter von Männern als von Frauen
gewählt. Besonders eindrücklich
zeigte sich das zuletzt bei den
kantonalen Wahlen in Zürich: In
einer Nachwahlbefragung gab
jeder fünfte Mann an, freisinnig
gewählt zu haben, bei den Frauen
war es nur jede achte. Keine an-
dere Partei hatte einen derart
hohen Testosteronwert in ihrer
Wählerbasis.

Auch parteiintern sind die
Männer in der Überzahl. Im
Gegensatz zur SVP, die sich nicht

gross um den Frauenmangel
schert, wird er der FDP zuneh-
mend unangenehm. Sie hat sich
für die nationalen Wahlen im
Oktober ambitionierte Ziele ge-
setzt: Parteipräsident Thierry
Burkart möchte den Frauenanteil
in der Bundeshausfraktion von 29
auf 40 Prozent erhöhen. Doch die
Partei droht daran zu scheitern.

In Zürich etwa hat die Kanto-
nalpartei vorletzte Woche ihre
Kandidatinnen und Kandidaten
für die Nationalratswahlen nomi-
niert. Die Parteispitze schlug vor,
40 Prozent Frauen auf die Wahl-
liste zu setzen. Der Parteibasis
war das zu wenig. Sie forderte 50
Prozent. Am Ende schafften es
nur knappe 40 Prozent Frauen auf
die Liste. «Gut 40 Prozent Frauen
haben sich bei uns beworben, das
haben wir auf der Liste so abgebil-
det», sagt FDP-Vizepräsident Tho-
mas Vogel. «An der 50/50-Vertei-
lung arbeiten wir weiter.»

Woran liegt das? Warum tut
sich der Freisinn so schwer mit
den Frauen? Oder warum tun sich
die Frauen umgekehrt so schwer
mit dem Freisinn?

Frauen im Spagat
Susanne Vincenz-Stauffacher, die
St. Galler FDP-Nationalrätin, prä-
sidiert seit drei Jahren die FDP-
Frauen. Sie sagt: «Wir sind leider
immer noch nicht an dem Punkt,

an dem wir genügend Frauen
haben für alle Ämter.» Sie glaubt,
dass das stark mit dem Profil von
liberalen Frauen zusammenhän-
ge. «Viele FDP-Frauen sind beruf-
lich stark engagiert. Sie müssen
schon den Spagat zwischen Beruf
und Familie schaffen. Da noch
Politik unterzubringen, ist eine
Herkulesaufgabe.» Vincenz-
Stauffacher arbeitet als Schei-
dungsanwältin und wurde auf
nationaler Ebene politisch aktiv,
als ihre beiden Töchter bereits er-
wachsen waren.

Ratloser ist sie bei den Wähle-
rinnen. «Eigentlich sind wir sehr
attraktiv für Frauen», sagt sie.
«Denn im Gegensatz zu den Lin-
ken stellen wir die Frau nicht
ständig als Opfer dar, sondern
setzen auf Empowerment.»
Trotzdem wählen viele Frauen
lieber Rot oder Grün statt Blau.

Für Politologen wie Michael
Hermann hat das viel mit dem
politischen Profil der FDP zu tun.
«Die Partei stellt die wirtschaft-
liche Logik in den Vordergrund.
Das spricht eher Männer an.» Es
ist das alte Bild einer Partei von
Banken, Geld und Anzügen. FDP-
Präsident Thierry Burkart sagt
dazu: «Wir sind eine Wirtschafts-
partei, und wir wollen auch eine
bleiben.» Aber: «Wir haben in den
vergangenen Monaten gezeigt,
dass wir Politik für KMU machen

und auch in anderen Bereichen
wie Energie oder Altersvorsorge
sehr aktiv sind – und damit auch
Frauen ansprechen können.»

Konkurrenz in derMitte
Die Frauenfrage stellt sich den
Liberalen nicht nur in der
Schweiz. Das Magazin «Der Spie-
gel» thematisierte vor kurzem das
Frauenproblem der deutschen
FDP. Nur 20 Prozent ihrer Mitglie-
der sind weiblich. Offenbar inspi-
riert der Parteivorsitzende Chris-
tian Lindner vor allem jüngere
Männer zum Parteieintritt. Ein
FDP-Mann warnte an einem Par-
teitag gar vor einer «Monokultur
von Männern».

Für die Schweizer FDP unter
der Führung von Thierry Burkart
könnte die Geschlechterfrage bei
den Wahlen zum Problem wer-
den. Denn die Frauen bilden die
Hälfte der Bevölkerung und damit
ein grosses Wählerpotenzial.
Kommt hinzu: Die bürgerliche
Konkurrenz schläft nicht. Die GLP
ist generell sehr paritätisch zu-

sammengesetzt. Sie ist quasi ein
Sammelbecken für Männer, denen
die SP zu links, und für Frauen,
denen die FDP zu rechts ist.

Und die Mitte-Partei, deren
Frauenanteil im Parlament unter
jenem der FDP liegt, könnte den
Freisinnigen im Oktober eben-
falls gefährlich werden. «Die Mit-
te ist dank ihrer sozialen Ader,
dem neuen Namen und vielen
neuen Regierungsrätinnen eine
interessante Alternative für bür-
gerliche Frauen», sagt Polit-
geograf Hermann. Er erwartet
einen spannenden Wettkampf
zwischen den beiden Parteien.

Die Mitte-Frauen haben diesen
am Samstag eingeläutet. In
Kreuzlingen (TG) trafen sich Kan-
didatinnen aus der ganzen
Schweiz, um sich unter goldenem
Konfetti-Regen selbst zu feiern.
Stargast war Mitte-Bundesrätin
Viola Amherd. Als Geschenk
brachte sie einen blauen Hula-
Hoop-Reifen mit. Das Ziel: Die
Mitte stärken. Wenn es sein muss,
dann auch auf Kosten der FDP.

ZuvielTestosteron:Die
FDPsuchtWählerinnen
DieFreisinnigen sprechendeutlichmehrMänner
anals Frauen.Daskönnte ihnenbei denWahlen
imHerbst zumVerhängniswerden

Auchderdeutsche
FDP-ChefChristian
Lindner inspiriert
vor allemMänner
zumParteieintritt.

DieKürzung von IV-Geldern
für behinderte Kinderwar
nicht rechtens. Nunwird
dieVerordnung angepasst.
RenéDonzé

Hunderte Familien mit behinder-
ten Kindern standen plötzlich vor
grossen Problemen. Grund war
die Einführung einer Tarifliste
durch das Bundesamt für Sozial-
versicherungen (BSV) aus dem
Departement von SP-Bundesrat
Alain Berset. Wie diese Zeitung
enthüllte, muss die Invalidenver-
sicherung (IV) neu für Kinder mit
Geburtsgebrechen die soge-
nannte Mittel- und Gegenstände-
liste anwenden – gegen den Wil-
len des Parlaments. Vor allem
eine Lieferfirma wollte dies nicht
mitmachen. Plötzlich sahen sich
die Betroffenen mit hohen Rech-
nungen konfrontiert.

Nun zeigt sich: Die gesetzliche
Grundlage für diese Praxisände-
rung war nicht gegeben. Dies hat
eine Überprüfung durch das Bun-
desamt für Justiz von SP-Bundes-
rätin Elisabeth Baume-Schneider
ergeben, wie das BSV diese
Woche mitteilte. Die Anwendung
der Liste ist zu strikt geregelt,
Einzelfallprüfungen müssten
möglich sein. Das BSV muss nun
die Verordnung überarbeiten.

Es ist bereits die zweite Reak-
tion des BSV auf die Recherchen.
Zuvor hat es verlauten lassen, die
IV werde den Familien die Rech-
nungen vorerst vergüten. Ihnen
sollen keine Kosten entstehen.

Departement
Bersetmuss
nachbessernHenrique Schneider

arbeitete für den Schweizer
Nachrichtendienst in Kosovo.
Hat er nachrichtendienstliche
Quellen für seine
Dissertation verwendet?
Felix E.Müller

Der Mangel an Transparenz zieht
sich wie ein roter Faden durch die
Biografie des designierten Direk-
tors des Gewerbeverbands Henri-
que Schneider. Zu den vielen Rät-
seln gehört etwa die Tatsache,
dass der offizielle Lebenslauf
weder Geburtsdatum noch Ge-
burtsort verzeichnet. Immerhin
lässt sich diese Lücke jetzt füllen:
Schneider wurde am 14. Septem-
ber 1977 in São Paulo geboren, als
Sohn eines Schweizers und einer
Brasilianerin.

Ein weiteres Rätsel lässt sich
nun ebenfalls auflösen. In Auto-
renangaben unter Artikeln in der
«Allgemeinen Schweizerischen
Militärzeitschrift» (ASMZ) heisst
es, Schneider habe 2009 als
«Analyst und Consultant» im
österreichischen Stockerau ge-
arbeitet, andernorts liest man
allerdings, er habe im gleichen
Jahr als «Professor für ostasiati-
sche Wirtschaft in Wien» gewirkt.
Die erste Behauptung ist diffus,
die zweite schlicht falsch. Doch
nun lässt sich zur Entlastung viel-
leicht anführen, es habe sich um
Notlügen gehandelt, um seine
wirkliche Tätigkeit in diesem Jahr
zu verschleiern: Schneider wirkte
nämlich für den militärischen
Nachrichtendienst in Kosovo,
und zwar für eine kleine Einheit

DerkünftigeGewerbedirektorwareinSchlapphut

im Schweizer KFOR-Camp Casa-
blanca. Er war also ein Schlapp-
hut.

Nachdem er dort schon von
April bis September 2007 als
Presseoffizier tätig gewesen war,
als Fachoffizier im Rang eines
Hauptmanns, bewarb er sich für
einen zweiten Einsatz auf dem
Balkan, und zwar für eine Stelle
auf dem Vorposten des Nachrich-
tendienstes. Dieser trägt offiziell
den Namen Swiss Intelligence
Cell (SWIC). Zu dessen primären
Aufgaben gehört, die Sicherheit
der Schweizer Armeeangehörigen
zu gewährleisten, die ihren
Dienst in einem schwierigen Um-
feld zu leisten haben. Denn sol-
che Krisenregionen sind geprägt
durch vielfältige Gefahren: ethni-
sche oder religiöse Konflikte,

organisierte Kriminalität, Terro-
rismus. Jeder Kommandant, der
für die Sicherheit seiner Truppe
verantwortlich ist, benötigt Infor-
mationen auch über derartige
Themen.

Doch darüber hinaus arbeitet
die SWIC auch gemäss Aufträgen
der Berner Zentrale des Nachrich-
tendienstes. Die internationale
Einbettung der KFOR-Truppen
ermöglicht einen niederschwelli-
gen Zugang zu den Informationen
anderer Nachrichtendienste und
stellt so einen interessanten
Horchposten dar, der seine Nütz-
lichkeit gerade jetzt im Ukraine-
Krieg wieder unter Beweis stellt.
So setzte sich Henrique Schneider
am Morgen meist in sein Auto
und fuhr los, um ausserhalb des
Schweizer Camps Gesprächspart-

ner und Informanten zu treffen.
Zu diesen gehörten lokale Behör-
denvertreter, Polizeileute, Dorf-
bewohner, aber auch Angehörige
befreundeter Nachrichtendienste
oder anderer nationaler Truppen-
kontingente.

Nun erklärt sich auch die The-
menwahl für die Dissertation, die
Henrique Schneider im Jahr 2015
an der Universität Graz ein-
reichte. Er beschäftigte sich darin
mit den dörflichen Strukturen in
Kosovo, nachdem er sich zuvor
als tiefer Kenner der chinesischen
Philosophie positioniert hatte.
Der Zusammenhang mit seinem
Einsatz als Schlapphut liegt auf
der Hand. Doch hier verbirgt sich
ein Problem. Es ist offensichtlich,
dass er in der Dissertation Mate-
rial aus dieser Tätigkeit verarbei-

Seit dem 1. August 2022 ist
Helene Budliger Artieda neue
Chefin des Staatssekretariats
für Wirtschaft (Seco). Sie setzte
sich gegen 38 andere Bewerber
durch. In die Endauswahl hatte
es auch Henrique Schneider
geschafft, dem man erst
zuletzt Budliger Artieda
vorzog. Die vielen Widersprü-
che in Schneiders Lebenslauf
wurden im Selektionsverfahren
inklusive externem Assessment
offensichtlich nicht entdeckt.
Nun muss sich der Gewerbever-
band mit diesen auseinander-
setzen. (fem.)

BeinaheSeco-Chef tet hat. Denn er gibt selbst an,
zum empirischen Material, auf
dem seine Arbeit aufbaue, gehör-
ten Interviews mit Dorfbewoh-
nern, die zwischen 2007 und
2015 geführt worden seien. Bei
diesen dürfte es sich zumindest
teilweise um nachrichtendienst-
liche Quellen gehandelt haben.
Die erwähnten Dörfer liegen zu-
meist in der Umgebung von Camp
Casablanca. Zudem dankt er
im Vorwort seiner Dissertation
einem Urs, der die Idee zu dieser
Arbeit gehabt habe. Es handelt
sich um Urs V., der damals als
Schneiders Stellvertreter wirkte.

Doch die Angehörigen des
Nachrichtendienstes unterste-
hen strikten Geheimhaltungs-
vorschriften, die gemäss Regle-
ment «auch nach Beendigung des
Arbeitsverhältnisses bestehen».
Allfällige Ausnahmen erfordern
eine explizite Bewilligung des
VBS. «Veröffentlichungen ohne
vorherige Genehmigung ... sind
ein Akt der grobfahrlässigen oder
vorsätzlichen Gefährdung von
Kameraden und des Auftrags der
Swisscoy sowie mangelnde Wahr-
nehmung der Interessen der
Armee und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft», heisst es in
einem Regelwerk aus dem Jahr
2009.

Ob der designierte Direktor des
Gewerbeverbands bei seinen
Publikationen über den Kosovo
über eine Ausnahmebewilligung
verfügte, lässt sich nicht eruie-
ren, weil das VBS dazu keine Aus-
kunft gibt. Auch Schneider hat bis
Redaktionsschluss nicht auf eine
Anfrage dieser Zeitung reagiert.
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Führte viele Gespräche in Kosovo: Henrique Schneider.
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«Ouvert leSonntag»
WenneineStadtdasPrädikat zweisprachig verdienthat, dannBiel. Jetzt aberwill die Stadt
denPrivatenvorschreiben, siemüsstenall ihreWerbungenzweisprachig schalten. EinStresstest
fürdenSprachenfrieden.VonAndreaKučera (Text)undFlorianSpring (Fotos)

Mittagspause am Zentralplatz in Biel:
Die Bäckerin sagt «Grüessech», die
Kundin antwortet «Bonjour».
Sofort wechselt die Verkäuferin auf

Französisch, bedient eine zweite Kundin aber
weiterhin auf Deutsch. Als sich herausstellt,
dass beide Kundinnen das letzte Stück Ge-
müsequiche möchten, wird es interessant: Auf
einmal wechselt Kundin 1 auf Deutsch und sagt
zu Kundin 2, sie dürfe das Stück haben, «kein
Problem». Kundin 2 widerspricht ihrerseits auf
Französisch: «Non, non, c’est pour vous.» Eine
typische Bieler Alltagsszene, die damit endet,
dass die Deutschschweizerin französisch redet
und die Westschweizerin deutsch. Sprachen-
Pingpong in Reinform.

Nirgends in der Schweiz wird Zweisprachig-
keit so bewusst gelebt wie in der Uhrenstadt am
Jurasüdfuss: Der Bus, der alle paar Minuten
vorbeifährt, ist abwechselnd mit Vorhölzli und
Bois-Devant angeschrieben. Sämtliche Strassen
und Plätze tragen zwei Namen. So heisst der
Zentralplatz auch Place Centrale, die Quellgasse
auch Chemin de la Source und die Schloss-
strasse auch Rue du Châtelet. Die Bar am Fuss
der Altstadt wirbt damit, «ouvert le Sonntag» zu
sein. Und die Gratiszeitung «Biel Bienne»
druckt jeden Artikel doppelt: links auf der Seite
auf Deutsch und rechts auf Französisch. «Nach-
wuchstalente suchen Familien» lautet die
Überschrift des Artikels auf Seite 3 auf
Deutsch, «Jeunes pousses cherchent famille»
der Titel auf Französisch.

Wie die Deutschschweizer Mehrheit in der
Stadt Biel mit der frankofonen Minderheit
umgeht, ist vorbildlich. Im Gegensatz etwa
zur Stadt Freiburg, die sich bis heute aus Kos-
tengründen weigert, Deutsch als zweite Amts-
sprache einzuführen, ist Biel seit 1966 offiziell
zweisprachig. Obwohl 57 Prozent Deutsch
sprechen und nur 43 Prozent Französisch,
sind beide Sprachen gleichwertig. Für die Art,
wie die zwei Sprachgruppen miteinander
kommunizieren, hat sich bei Linguisten gar
ein eigener Begriff eingebürgert, das «Bieler
Modell»: Es besagt, dass jene Person die Spra-
che eines Gesprächs festlegt, welche den Dia-
log eröffnet. Doch nun ist ausgerechnet in der
Modellstadt der gelebten Zweisprachigkeit ein
Sprachenstreit entbrannt.

«Ein Punkt, wo es ins Absurde kippt»
Ausgangspunkt ist der Entwurf für ein neues
Reklamereglement. Darin will die Stadt den
Werbern vorschreiben, all ihre Kampagnen
zweisprachig zu gestalten. Die Gleichstellung,
so das Argument der Stadtregierung, müsse
auch auf diesem Gebiet respektiert werden,
schliesslich beträfen Reklamen den öffent-
lichen Grund. «Wenn wir es wirklich ernst
meinen mit der Zweisprachigkeit, dann müs-
sen wir uns die Mittel dafür geben», sagte SP-
Stadtpräsident Erich Fehr am Mittwochabend
im Stadtparlament.

Die Bürgerlichen halten dagegen, das Regle-
ment sei ein ungerechtfertigter Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit und die Kreativität. Auch
die Werbebranche wehrt sich. «Wer entschei-
det, ab wann eine Kampagne zweisprachig
ist?», fragt Markus Ehrle, Präsident des Ver-
bands Aussenwerbung Schweiz. «Müssen die
beiden Sprachen auf jedem Plakat präsent sein,
oder reicht es, wenn sowohl deutschsprachige
wie französischsprachige Plakate aufgehängt
werden?»

Er findet das Reglement unnötig, die Bran-
che sei heute schon sensibilisiert. «Wir legen
unseren Kunden immer nahe, bei Kampagnen
in Biel 30 bis 40 Prozent der Plakate auf Fran-
zösisch zu konzipieren.» In der Regel werde
das auch umgesetzt. «Doch wenn zum Bei-
spiel eine Krankenkasse, die ausschliesslich in
der Deutschschweiz aktiv ist, nur auf Deutsch
für sich wirbt, dann muss das erlaubt sein.»
Minderheitenschutz sei wichtig, sagt Ehrle,
aber man könne nicht alles regulieren. «Es
gibt einen Punkt, wo es ins Absurde kippt.»

Die Frage treibt derzeit viele um in Biel: Ist
das neue Reklamereglement legitimer Min-
derheitenschutz, oder geht der Zweisprachig-
keitszwang zu weit?

Ariane Tonon steht an einem warmen Früh-
lingstag vor dem Bahnhof in Biel und zeigt auf
die Plakate: «Fast alles auf Deutsch», sagt die
Präsidentin des Rats für französischsprachige
Angelegenheiten des Verwaltungskreises Biel/
Bienne (RFB). Als Welsche fühle sie sich nicht

angesprochen. Der RFB vertritt die Rechte der
Westschweizer Bewohner und interveniert,
wenn die Gleichstellung aus seiner Sicht nicht
gewährleistet ist.

Tatsächlich sind rund um den Bahnhof
praktisch alle Reklamen in deutscher Sprache
gehalten. Auch sonst sind in der Stadt
deutschsprachige Werbungen in der Überzahl.
Französisch ist aber schon auch präsent. Ist es
wirklich eine derart grosse Zumutung, von
deutschsprachigen Slogans umgeben zu sein?
Tonon sagt, es gehe nicht um einzelne Pla-
kate, sondern um das Prinzip: «Es geht darum,
sich als Welsche in Biel daheim zu fühlen. Und
dafür müssen beide Sprachen gleichwertig im
öffentlichen Raum präsent sein.»

Die Grünen-Politikerin ist hier aufgewach-
sen und liebt ihre Stadt. Auch wegen der Zwei-
sprachigkeit. «In Biel leben heisst, aus der
Komfortzone hinauszugehen und sich be-
wusst dem Kontakt mit der anderen Sprach-
gruppe auszusetzen», sagt sie. Tonons Sohn
war in einer Krippe mit deutschsprachigen
Betreuerinnen, die mit dem Buben franzö-
sisch sprachen. Was dazu führte, dass der
Sohn daheim Französisch mit Deutschschwei-
zer Akzent sprach. Sie lacht. So läuft es eben,
wenn man auf der Sprachgrenze lebt. Wobei
sie lieber von der Kontaktzone spricht. Grenze
tönt zu sehr nach Trennung. Sie betont lieber
das Verbindende.

Das war nicht immer so. Noch in den 1980er
Jahren waren die Mittagspausen von deutsch-
und französischsprachigen Gymnasiasten zu
unterschiedlichen Zeitpunkten, damit sich die
Schülerinnen und Schüler möglichst nicht be-
gegneten, die Sprachen sich nicht vermisch-
ten. Heute gibt es neben zweisprachigen
Maturitätsklassen auch «crèches bilingues»,
zweisprachige Kinderkrippen. Und am Bieler
Standort der Berner Fachhochschule werden
einzelne Klassen nach einem schweizweit ein-
zigartigen Modell unterrichtet: Die Lehr-
person erklärt einen Sachverhalt zuerst auf
Französisch und wiederholt dann das Ganze
auf Deutsch. Oder umgekehrt. Prüfungsunter-
lagen werden konsequent in beiden Sprachen
abgegeben.

Französischwird immerwichtiger
Dass aus dem Nebeneinander ein Miteinander
wurde, hat mit dem Vormarsch des Französi-
schen zu tun. Bei der Gründung von Biel An-
fang des 13. Jahrhunderts war die Stadt noch
komplett deutschsprachig, wie Rainer
Schneuwly in seinem Buch «bilingue»
schreibt. Erst im 19. Jahrhundert, als mit den
Uhrenfirmen auch die französischsprachigen
Arbeiter aus dem Jura zuzogen, habe sich die
französische Sprache endgültig gefestigt. Zwi-
schen 1793 und 1888 erhöhte sich der Anteil
der Frankofonen von 1 auf 26 Prozent. Heute
sprechen über 40 Prozent der Stadtbewohne-
rinnen und Stadtbewohner Französisch – Ten-
denz weiterhin steigend.

Warum also mit dem neuen Reklameregle-
ment forcieren, was von sich aus schon gut
funktioniert? Tonon vom Rat der Frankofonen
sagt, der Kampf der Minderheit sei nie zu En-
de. So intervenierte der RFB 2017, als die
Schilder auf der neuen Autobahnumfahrung
nur den Weg nach «Biel-Ost» wiesen. Er
forderte das lokale Spital auf, in die Franzö-
sischkenntnisse seiner Mitarbeitenden zu
investieren, als sich Klagen von französisch-
sprachigen Patienten häuften. Und als sich
herausstellte, dass es im Raum Biel viel zu
wenige Lehrstellen für Jugendliche mit fran-
zösischer Muttersprache gab, suchte Tonon
das Gespräch mit den Berufsschulen. «Die
institutionelle Gleichstellung ist das eine»,
sagt sie. «Man muss die Zweisprachigkeit aber
auch im Alltag leben und einfordern.»

Das Stadtparlament hat am Mittwochabend
das neue Reklamereglement mit 26 Ja- und 14
Nein-Stimmen angenommen. Am 18. Juni
kommt die Vorlage vors Volk.

der Bieler Stadtbevölkerung sind franzö-
sischsprachig und 53% deutschsprachig.
Französisch ist auf demVormarsch.

43%

Vorbildlich bis auf das einsprachige Logo. 60%der Bücher der Stadtbibliothek sind auf Deutsch.

Die Zeitung «Biel Bienne» druckt jeden Artikel doppelt. Neuwill die Stadt nur noch zweisprachige Plakate.

Die gelebte Zweisprachigkeit von Biel/Bienne gilt gar als immaterielles Kulturerbe der Schweiz. (Biel, 27. April 2023)


